
 

 

 

Das war ein turbulenter Jahresbeginn! 
Große Herausforderungen durch geopolitische Lage 

 
 

Liebe Leserin, lieber Leser, 

das neue Jahr ist turbulent gestartet. Ins-

besondere die geopolitische Lage stellt uns 

weiterhin vor große Herausforderungen. 

Die Welt folgt mehr und mehr der Logik von 

Großmächten – es geht um Machtstreben, 

nationale Interessen und das Ausweiten von 

Einflusszonen. 

Das haben wir erlebt bei der Ergreifung des 

Autokraten Maduro durch die USA. Und das 

sehen wir im Ringen um Frieden in der Ukra-

ine, die derzeit unter besonders harten rus-

sischen Angriffen auf die Zivilbevölkerung 

zu leiden hat. Gleichzeitig kämpft die Bevöl-

kerung im Iran um ihre Freiheit. Der Gewalt 

des iranischen Regimes sind dabei bereits 

zahlreiche Menschenleben zum Opfer gefal-

len. 

Dieser neuen Realität müssen wir uns stel-

len. Dabei ist klar: Nur eine starke Wirt-

schaft gibt uns die Grundlage, um politisch 

und militärisch bei all den Konflikten etwas 

zum Guten verändern zu können. 

Deswegen ist es wichtig, dass unsere 

Wirtschaft wieder in Schwung kommt. 

2026 muss ein Jahr des Wachstums wer-

den! 

 

Die Zustimmung der EU-Staaten zum Mer-

cosur-Abkommen ist dabei ein wichtiger 

erster Schritt. Mit Friedrich Merz haben wir 

einen Kanzler, der genau hier mit seiner Ar-

beit ansetzt – zuletzt in Indien beim Werben 

um einen zügigen Abschluss eines Freihan-

delsabkommens. Weitere Handelsverträge 

müssen folgen. 

 

Übrigens: 

Das EU-Mercosur-Abkommen ist so ge-

baut, dass die europäische Landwirtschaft 

neue Exportchancen bekommt, während 

sensible Bereiche wie die Rinderhaltung ge-

schützt bleiben. 

Begrenzte Mengen, Zölle, eine scharfe 

Notbremse, ständiges Monitoring, gleiche 

Standards und finanzielle Rückendeckung 

sorgen dafür, dass Europas Bauern vom 

Handel profitieren können, ohne unter un-

fairen Importdruck zu geraten. 
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https://policy.trade.ec.europa.eu/eu-trade-relationships-country-and-region/countries-and-regions/mercosur/eu-mercosur-agreement/factsheet-eu-mercosur-partnership-agreement_en?prefLang=de&etrans=de
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Schwerpunkte der Sitzungswoche 

 

Versprechen gehalten.  

Wir sorgen für mehr Gerechtigkeit  
(1. Lesung neue Grundsicherung):  

Wir schaffen das Bürgergeld ab, die neue 

Grundsicherung kommt. Denn wir wollen 

erwerbsfähige Arbeitslose dauerhaft in Be-

schäftigung bringen. 

Wir verbessern die Arbeitsaufnahme, in-

dem die Vermittlung wieder vorrangig wird. 

Dabei ist zentral: Wer keine Termine einhält 

oder zumutbare Arbeit nicht annimmt, er-

hält keine Leistungen. Härtefälle berück-

sichtigen wir. 

Der 

Grundsatz 

„Fördern 

und For-

dern“ tritt 

so wieder in 

den Vorder-

grund: 

Wir för-

dern Arbeit 

und nicht 

Arbeitslosigkeit und fordern die aktive Mit-

wirkung desjenigen ein, der staatliche Un-

terstützung erhält. 

Den Jobcentern werden wirksamere Instru-

mente an die Hand zu geben, mit denen die 

Mitwirkung eingefordert werden kann. 

Zugleich sollen sie Menschen noch besser 

auf dem Weg in Arbeit unterstützen. Dazu 

wird unter anderem der Zugang zur Förde-

rung der Eingliederung von Langzeitarbeits-

losen erweitert und Jobcenter bekommen 

mehr finanzielle Spielräume für Förderleis-

tungen. 

Jobcenter erhalten darüber hinaus wirksa-

mere Instrumente zur Bekämpfung des 

Sozialleistungsmissbrauchs. 

 

 

Versprechen gehalten.  

Der Rechtskreiswechsel für Flüchtlinge 

aus der Ukraine kommt – die Migrati-

onswende geht weiter!  
(1. Lesung Leistungsrechtsanpassungsgesetz):  

Flüchtlinge aus der Ukraine, die sich seit 

dem 1. April 2025 in Deutschland registriert 

haben, erhalten zukünftig Leistungen nach 

dem Asylbewerberleistungsgesetz, so wie 

Flüchtlinge aus anderen Ländern auch.  

Hauptunterschied zum aktuellen Zustand: 

Die Regelsatzleistungen nach dem Asylbe-

werberleistungsgesetz liegen etwa 20 Pro-

zent unter denjenigen nach dem SGB II, der 

Grundsicherung. Für Alleinstehende ist ein 

Grundbedarf von 441 Euro vorgesehen, 

während der Regelsatz bei der Grundsiche-

rung 563 Euro beträgt. 

Außerdem sind die Vorschriften zur An-

rechnung von Einkommen und Vermögen 

im Asylbewerberleistungsgesetz wesentlich 

strenger als im SGB II. So beträgt bspw. das 

Schonvermögen für den Leistungsberech-

tigten und seine Familienangehörigen, die 

im selben Haushalt leben, jeweils 200 Euro. 

Das heißt im Ergebnis: Die Ausgaben des 

Bundes für die Grundsicherung für Arbeit-

suchende sinken perspektivisch. 

Statt der Jobcen-

ter sollen künftig 

die Leistungsbe-

hörden nach dem 

Asylbewerberleis-

tungsgesetz zu-

ständig sein. 

Der sofortige Zugang zum Arbeitsmarkt 

bleibt erhalten. Es gibt einen geminderten 

Anspruch auf Gesundheitsversorgung. Am 

Schutzstatus selbst soll sich dagegen nichts 

ändern. Für Flüchtlinge aus der Ukraine, die 

vor dem Stichtag 1. April 2025 eine Aufent-

haltserlaubnis oder Fiktionsbescheinigung 

erhalten haben, bleibt alles, wie es ist. 

 

 

https://www.bundestag.de/dokumente/textarchiv/2026/kw03-de-grundsicherung-1134298
https://dserver.bundestag.de/btd/21/035/2103539.pdf
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Versprechen gehalten.  

Der Wolf wird bejagt!  
(1. Lesung Änderung des Bundesjagdgesetzes):  

Ein weiterer Meilenstein unserer Landwirt-

schaftspolitik ist die Entscheidung der Koa-

lition, den Wolf ins Jagdrecht aufzunehmen. 

Dort, wo er insbesondere eine konkrete Be-

drohung für Nutztiere darstellt – auf Wei-

den, in Offenlandschaften oder auf Deichen 

–, soll er künftig aktiv bejagt werden kön-

nen. 

Damit schaffen wir gemeinsam mit unse-

rem Koalitionspartner einen realistischen 

Ausgleich zwischen Artenschutz und dem 

Schutz unserer Weidetierhaltung. 

 

Versprechen gehalten.  

Änderung des Lieferkettensorgfalts-

pflichtengesetzes – Entlastung der Un-

ternehmen durch Abschaffung der Be-

richtspflicht 
(1. Lesung des Lieferkettensorgfaltspflichten- 

änderungsgesetzes):  

Wie im Koalitionsvertrag vereinbart, ent-

fällt zunächst die Berichtspflicht über die 

Einhaltung der Sorgfaltspflichten und ein 

Verstoß gegen die fortgeltenden Sorgfalts-

pflichten wird nur noch bei schweren Ver-

stößen sanktioniert. Mit diesen Maßnah-

men werden Unternehmen weiter entlastet 

und die deutsche Volkswirtschaft gestärkt. 

Auch der Vollzug des Gesetzes wird nach 

den Vorgaben des Koalitionsvertrages aus-

gestaltet: Die zuständigen Ressorts weisen 

das Bundesamt für Wirtschaft und Ausfuhr-

kontrolle (BAFA) als Kontrollbehörde an, 

den Unternehmen alle ausstehenden Be-

richte zu erlassen, in der Prüfung noch stär-

ker als bisher auf Dialog mit den Unterneh-

men zu setzen und in laufenden wie auch in 

künftigen Fällen Bußgelder nur noch bei 

schweren Vorwürfen im Sinne des Koaliti-

onsvertrags zu verhängen, d. h. bei fehlen-

den Abhilfemaßnahmen. In allen übrigen 

(laufenden und künftigen) Fällen soll das 

BAFA ab sofort von Bußgeldern absehen.  

Das Gesetz berücksichtigt noch nicht die 

am Ende letzten Jahres in einem „Omnibus-

verfahren“ beschlossene Europäische Liefer-

kettenrichtlinie (Richtlinie der Europäischen 

Union über die Sorgfaltspflichten von Un-

ternehmen im Hinblick auf Nachhaltigkeit, 

CSDDD), die insbesondere durch eine Ver-

schiebung und Verengung des Anwen-

dungs-bereichs die Pflichten für die Wirt-

schaft weiter deutlich "entschärft", um die 

Wettbewerbsfähigkeit der EU zu stärken. 

Sie ist nun zügig in deutsches Recht zu über-

führen. 

 

Wir schaffen eine neue Basis für die 

Auf- und Ausrüstung der Bundeswehr 

Es gilt das Motto: Wir wollen uns verteidi-

gen können, damit wir uns nicht verteidigen 

müssen. Dafür ist eine konsequente Auf- 

und Ausrüstung der Bundeswehr nötig. 

Deshalb beschließen wir in dieser Woche 

das Gesetz zur beschleunigten Planung und 

Beschaffung für die Bundeswehr. Damit ver-

bessern wir die Rahmenbedingungen für die 

Beauftragung der Rüstungsindustrie. So 

wird ein zügiger Materialzulauf für unsere 

Streitkräfte sichergestellt und die Verteidi-

gungsfähigkeit unseres Landes gestärkt. 

 

Video der Woche 

Mit den soge-

nannten Reform-

vorschlägen der 

SPD zur Erb-

schaftssteuer habe 

ich mich in mei-

nem heutigen 

Video der Woche 

beschäftigt. 

Wir Schwaben 

haben da einen 

kurzen, treffenden 

Begriff dafür: Kruscht! 

KLICK 

https://www.bundestag.de/dokumente/textarchiv/2026/kw03-de-bundesjagdgesetz-1134372
https://www.bundestag.de/dokumente/textarchiv/2026/kw03-de-lieferketten-1136308
https://www.bundestag.de/dokumente/textarchiv/2026/kw03-de-lieferketten-1136308
https://www.bundestag.de/dokumente/textarchiv/2026/kw03-de-bundeswehr-1134324
https://www.bundestag.de/dokumente/textarchiv/2026/kw03-de-bundeswehr-1134324
https://www.facebook.com/reel/857149893795147
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Bild der Woche 

 

Hoher Besuch in Berlin! 

Mit den Bürgermeistern Markus Bareis 

(Täferrot) und Peter Kühnl (Ruppertshofen) 

traf ich mich zu einem Austausch über Kom-

munalfinanzen und Bürokratieabbau. 

Bei einem guten Mittagessen in der „Parla-

mentarischen Gesellschaft“ rutschen diese 

schweren Themen besser…        

 

 

Zitate der Woche 

«Wir haben mit Friedrich Merz einen Bun-

deskanzler, der nichts schönredet. Allein das 

ist etwas Neues. Wir nennen die Dinge beim 

Namen.» 

(CDU-Generalsekretär Carsten Linnemann im Inter-

view mit dem Redaktionsnetzwerk Deutschland) 

 

https://www.taeferrot.de/rathaus-buegerservice/gemeinde-bereiche/rathaus
https://peter-kuehnl.de/
https://de.wikipedia.org/wiki/Deutsche_Parlamentarische_Gesellschaft
https://de.wikipedia.org/wiki/Deutsche_Parlamentarische_Gesellschaft

